
 
 
 
 

 
 
Beschlussvorschlag von CDU und SPD 
 
 
Gesetz über die Einrichtung von Partnerschaften zur Attraktivierung von City-, 
Dienstleistungs- und Tourismusbereichen (PACT-Gesetz) 
Drucksache 16/711 
 
 
Der Entwurf des Gesetzes über die Einrichtung von Partnerschaften zur 
Attraktivierung von City-, Dienstleistungs- und Tourismusbereichen (PACT-Gesetz) 
(Drs. 16/711) wird wie folgt geändert: 
 

1. § 2 (1) erhält folgende Fassung: 
Grundeigentümerinnen und Grundeigentümer sowie Erbbauberechtigte der im 
festgelegten Bereich gelegenen Grundstücke benennen eine 
Aufgabenträgerin oder einen Aufgabenträger und übertragen ihr oder ihm das 
Recht zur Antragstellung und Durchführung der geplanten Maßnahmen. Durch 
Beschluss nach § 1 Abs. 1 kann die Gemeinde bestimmen, dass 
Grundeigentümerinnen, Grundeigentümer, Erbbauberechtigte und 
Gewerbetreibende die Rechte nach Satz 1 gemeinsam ausüben können. 
Freiberuflerinnen und Freiberufler, Gewerbetreibende im Falle des Satzes 1 
sowie Dritte können sich an den geplanten Maßnahmen beteiligen. 
 

2. § 3 (2) erhält folgende Fassung: 
Abgabenpflichtig sind alle Grundeigentümerinnen, Grundeigentümer und 
Erbbauberechtigte nach § 2 Abs. 1 Satz 1. Soweit die Rechte gemäß § 2 Abs. 
1 Satz 2 von den Grundeigentümerinnen und Grundeigentümern, den 
Erbbauberechtigten und den Gewerbetreibenden gemeinsam ausgeübt 
werden, sind auch die Gewerbetreibenden abgabenpflichtig. 
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